Zuckerbrot und Peitsche: Änderung des US-Quellensteuerabzugs durch Einführung des Qualified Intermediary Agreement (QIA)

I. Einleitung

Mit Wirkung zum 1. Januar 2001 treten in den USA neue Bestimmungen zur Durchfüh​rung des Quellensteuerabzugs in Kraft, die tiefgreifende Änderungen für deutsche Pri​vatanleger und deren Kreditinstitute bringen.
 Die Änderungen, die bereits Ende 1997 an​gekündigt worden waren und ursprünglich zum 1. Januar 1999 in Kraft treten sollten, sol​len den US-Quellensteuerabzug in zweierlei Hinsicht verbessern.
 Zum einen wird be​stimmten ausländischen Anlegern, die US-Wertpapiere über Banken und andere Vermö​gensverwalter halten, die Geltendmachung der mit ihrem Status als beschränkt Steuer​pflichtige verbundenen Vorteile (insbesondere Abkommensvergünstigungen) erleichtert. Zum anderen verfolgen die USA das Ziel, die Kapitalerträge derjenigen unbeschränkt Steuerpflichtigen zu erfassen, die sich bislang hinter ausländischen Banken verstecken konnten.

Um die Wirkungsweise der neuen Bestimmungen verstehen zu können, muß man sich zu​nächst mit den Grundlagen des US-Quellensteuerabzugs beschäftigen:

II. Grundlagen des US-Quellensteuerabzugs

Deutsche Privatanleger, die in den USA Dividenden- oder Zinseinkünfte oder Veräuße​rungsgewinne erzielen, unterliegen nur mit einem Teil dieser Einkünfte der beschränkten Steuerpflicht und können zudem reduzierte Quellensteuersätze nach Maßgabe des Doppel​besteuerungsabkommens USA-Deutschland (DBA-USA) in Anspruch nehmen. Im Einzel​nen gilt folgendes:

1. Ausschüttungen auf Anteile an US-Kapitalgesellschaften

Ausschüttungen an Steuerausländer unterliegen einer Quellensteuer in Höhe von 30 % des Ausschüttungsbetrags,
 die gem. Art. 10 Abs. 2 DBA-USA auf 5 % (Schachteldividende) bzw. 15 % (Streubesitzdividende) reduziert ist. Der Quellensteuersatz von 15 % gilt auch für Ausschüttungen von Wertpapierfonds (Regulated Investment Companies) und be​stimmter Immobilienfonds (Real Estate Investment Trusts), wobei die Einkünfte - abhän​gig von ihrer Zusammensetzung - nur zum Teil dem US-Quellensteuerabzug unterliegen;
 aus abkommensrechtlicher Sicht handelt es sich ausschließlich um Dividendeneinkünfte.

2. Zinseinkünfte

Die Quellensteuerpflicht erfaßt grundsätzlich auch die Zinseinkünfte eines beschränkt Steuerpflichtigen, die dieser von einem US-Schuldner bezieht; der reguläre Quellensteuer​satz beträgt ebenfalls 30 %. Zinsen auf bestimmte Kapitalforderungen sind jedoch bereits nach amerikanischem Recht nicht quellensteuerpflichtig.
 Diese sog. portfolio interest ex​emption gilt für Zinszahlungen auf namentlich registrierte Schuldverschreibungen und son​stige, nicht erfolgsabhängige Zinsen, wenn nachgewiesen wird, daß der Gläubiger der Ka​pitalforderung ein beschränkt steuerpflichtiger Ausländer ist. Diese Ausnahme von der Quellensteuerpflicht wurde eingeführt, um amerikanischen Unternehmen den Zugang zum Eurobond-Markt zu erleichtern.

Aber auch bei Zinseinkünften, die nicht unter die Ausnahme für portfolio interest fallen, muß ein deutscher Anleger im Ergebnis keine US-Quellensteuer zahlen, da nach Art. 11 Abs. 1 DBA-USA das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte allein bei Deutschland liegt.

3. Veräußerungsgewinne

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, Fondsanteilen und Anleihen, die ein beschränkt Steuerpflichtiger erzielt, sind in den USA grundsätzlich nicht steuerbar.
 Es gelten jedoch einige Ausnahmen, von denen vor allem die Sonderregelung für Anteile an US-Grundbe​sitz haltenden Kapitalgesellschaften von Bedeutung ist. Diese 1980 eingeführte Sonderre​gelung (FIRPTA)
 soll sicherstellen, daß sich Steuerausländer der für US-Immobilienge​schäfte geltenden Steuerpflicht nicht dadurch entziehen können, daß sie US-Immobilien durch eine von ihnen beherrschte Kapitalgesellschaft erwerben und dann die Anteile mit Gewinn steuerfrei veräußern. Eine solche steuerverstrickte Beteiligung an einer U.S. real property holding corporation liegt bereits dann vor, wenn zu irgendeinem Zeitpunkt inner​halb der letzten fünf Jahre der Anteil des US-Grundvermögens am Betriebsvermögen der Gesellschaft mindestens 50 % betragen hat. Da es jedoch eine Rückausnahme für in Streu​besitz befindliche Anteile an börsennotierten Kapitalgesellschaften gibt, hat ein Privatanle​ger im Normalfall kein Problem mit den FIRPTA-Bestimmungen.

4. Bisherige Handhabung des Quellensteuerabzugs

Bei Zins- und Dividendenzahlungen an ausländische Empfänger ist der US-Schuldner bzw. die Zahlstelle gesetzlich zur Einbehaltung und Abführung der Quellensteuer verpflichtet.
 Kommt der Abzugsverpflichtete (withholding agent) dieser Verpflichtung nicht oder nur unvollständig nach, haftet er für den nicht entrichteten Steuerbetrag zuzüglich Zinsen und Strafzuschlägen (penalties).
 Im Gegensatz zum deutschen Recht, das in § 50d Abs. 1 EStG eine umfassende Pflicht zum Quellensteuerabzug ohne Rücksicht auf etwaige Ab​kommensvergünstigungen statuiert und den ausländischen Steuerpflichtigen auf das Quel​lensteuererstattungsverfahren verweist, erlaubt das amerikanische Recht dem withholding agent eine Anpassung der Quellensteuer an den reduzierten DBA-Steuersatz. Vorausset​zung dafür ist allerdings, daß der Gläubiger seine beschränkte Steuerpflicht und seinen abkommensrechtlichen Status durch Vorlage einer Ansässigkeitsbestätigung gemäß amtli​chem Vordruck nachweist. Daneben gibt es natürlich das in Art. 29 DBA-USA verankerte Quellensteuererstattungsverfahren, das in den USA aber wegen der Möglichkeit zur Redu​zierung des Quellensteuerabzugs nicht dieselbe praktische Bedeutung wie in Deutschland hat.

Die abkommenskonforme Reduzierung des Quellensteuersatzes bzw. der Verzicht auf Quellensteuer setzten nach dem bisherigen Recht in jedem Fall die Vorlage des entspre​chenden Steuerformulars W-8 (Certificate of Foreign Status) voraus, was beim Erwerb von Wertpapieren über eine ausländische Bank oder eine andere ausländische Mittelsperson (foreign intermediary) aber aus praktischen Gründen kaum durchführbar war, da das Steu​erformular vom Kunden ausgefüllt und dann über die Bank oder einen anderen foreign intermediary an den amerikanischen withholding agent (meistens eine Depotbank) weiter​geleitet werden mußte. Dazu kommt, daß die Bank durch die Weitergabe von Kundenin​formationen an den withholding agent das Bankgeheimnis verletzen und sich auch der Ge​fahr aussetzen würde, daß die als withholding agent fungierende US-Bank ihre Kunden abwirbt. Da das Quellensteuererstattungsverfahren ebenfalls mit bürokratischem Aufwand und der Offenlegung der Identität des wirtschaftliche Berechtigten verbunden ist, wurde in der Vergangenheit oftmals zu viel Quellensteuer gezahlt.

Natürlich bietet die Überzahlung von Quellensteuer durch Ausländer für sich betrachtet keinen Anlaß, seitens der US-Finanzverwaltung eine umfassende Neuregelung des Quel​lensteuerabzugs zu schaffen. Die bisherigen Regeln waren jedoch auch aus Sicht der ame​rikanischen Finanzverwaltung unzureichend, da sie unbeschränkt Steuerpflichtigen die Möglichkeit ließen, bei der Kontoeröffnung einen Vermögensverwalter, einen Trust oder eine Personengesellschaft zwischenzuschalten, so daß die Finanzverwaltung aufgrund des Bankgeheimnisses von der ausländischen Bank keine Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer der Wertpapiere erlangen konnte. Der withholding agent mußte in Verdachts​fällen zwar ein sog. backup withholding durchführen (Quellensteuerabzug in Höhe von 31 %),
 doch fehlten der US-Finanzverwaltung schlicht die personellen Mittel, um das backup withholding lückenlos zu überprüfen und gegebenenfalls auch durchzusetzen. Und für unbeschränkt Steuerpflichtige, deren individueller Grenzsteuersatz dem Spitzensteuer​satz von 39,6 % entsprach, war das backup withholding unter Umständen immer noch gün​stiger als eine reguläre Versteuerung ihrer Zins- und Dividendeneinkünfte.

III. Ziel und Inhalt der neuen Regelungen

Da auch die USA keine unmittelbare rechtliche Handhabe besitzen, ausländische Banken und andere ausländische Vermögensverwalter (foreign intermediaries) zur Offenlegung von Kontoinformationen US-amerikanischer Kunden zu zwingen, hat man das Quellen​steuerabzugsverfahren nach dem Prinzip „Zuckerbrot und Peitsche“ so umgestaltet, daß die foreign intermediaries wohl oder übel kooperieren müs​sen.
 Ausgangspunkt ist die oben erläuterte Verpflichtung des amerikanischen withholding agent, bei Zahlungen in das Ausland 30 % und bei fehlender Information über die Her​kunft des Gläubigers sogar 31 % Quellensteuer einzubehalten (sog. backup withholding), auch wenn dies im Hinblick auf die eigentlich bevorzugte Stellung ausländischer Gläubi​ger zu einer krassen Überbesteuerung führt. Die Pflicht zur Einbehaltung der vollen Quel​lensteuer, für deren Abführung der withholding agent mit seinem eigenen Vermögen haf​tet, entfällt nur, wenn der ausländische Gläubiger auf einem amtlichen Vordruck seine Identität, seine Abkommensberechtigung und seine Stellung als Nutzungsberechtigter be​stätigt (neues Formular W-8BEN).
 Ist der Gläubiger eine ausländische Personengesell​schaft oder ein ausländischer Vermögensverwalter, so muß er nunmehr umfassende Anga​ben über die Gesellschafter bzw. den Eigentümer des verwalteten Vermögens machen (ebenfalls unter Verwendung des Formulars W-8BEN). Dieser Papierkrieg ist gerade noch zu bewältigen, wenn der ausländische Gläubiger in unmittelbarer Beziehung zu dem withholding agent steht. In diesem Fall können die erforderlichen Unterlagen vor der Aus​zahlung der Zinsen bzw. Dividende direkt an den withholding agent geschickt werden, der nach eingehender Prüfung den zutreffenden Quellensteuerabzug für Ausländer vornehmen wird.

Sind dagegen die Bank des ausländischen Gläubigers und auch noch eine amerikanische Depotbank in den Zahlungsweg eingeschaltet (was der Regelfall ist), so entsteht das Problem, daß die ausländische Bank nicht selbst den reduzierten Quellensteuerabzug be​antragen kann, da sie nur als Zahlstelle und Verwalter fungiert, ohne wirtschaftlicher Ei​gentümer der Kapitalforderung bzw. der Aktien zu sein. In dieser Situation gibt es zwei Möglichkeiten, die beide nicht sehr attraktiv sind:

· Die ausländische Bank besorgt die entsprechenden US-Formulare und leitet sie zum Ausfüllen an ihre Kunden weiter, so daß die US-Depotbank den Quellensteuerabzug schließlich in der korrekten Weise durchgeführen kann. Dies ist allerdings mit einem gewaltigen Verwaltungsaufwand verbunden und dürfte auch manchem Kunden nicht gefallen, da ihm die US-Finanzverwaltung nun konkrete Einkünfte zuordnen kann, die im Zuge des nach Artikel 26 DBA-USA vorgesehenen Informationsaustauschs auch der deutschen Finanzverwaltung bekannt werden könnten. 

· Die Bank unternimmt nichts und bringt ihre Kunden um die Quellensteuerermäßigung, was die Rendite der Anlage empfindlich verringern oder sogar zu einem Verlust führen kann.

Hier kommt nun das Zuckerbrot ins Spiel: Schließt die ausländische Bank mit der US-Fi​nanzverwaltung eine Vereinbarung (Qualified Intermediary Agreement),
 in der sich die Bank verpflichtet, bestimmte Angaben über ihre Kunden zu machen, wird die Quellen​steuer ohne Offenlegung der Identität der ausländischen Kunden nach Maßgabe des jewei​ligen Abkommens reduziert. Insoweit muß die ausländische Bank nur nachweisen, daß nach sie nach den Regeln ihres Heimatlandes verpflichtet ist, die Identität jedes Kunden zu prüfen und daß sie dies getan hat (know your customer rule).

Anders verhält es sich dagegen bei solchen Kunden, die in den USA unbeschränkt steuer​pflichtig sind. Bei diesen Kunden muß die ausländische Bank entweder die Identität preis​geben oder das Konto kündigen. Damit hat die US-Finanzverwaltung ihr Ziel erreicht, denn ihr geht es nur um die Steuerhinterziehung durch in den USA unbeschränkt steuer​pflichtige Personen, die ihr nunmehr bekannt werden. Daß die anonym bleibenden auslän​dischen Anleger eventuell weiterhin Steuerhinterziehung in ihren Heimatländern betreiben (und das auch noch mit dem zusätzlichen Anreiz der ermäßigten US-Quellensteuer), ist den USA gleichgültig.

Man könnte nun einwenden, daß sich keine ausländische Bank freiwillig einer solchen Vereinbarung unterwirft und daß sich die steuerunehrlichen Amerikaner gegebenenfalls einfach eine andere ausländische Bank suchen werden, die das Bankgeheimnis wahrt. An diesem Punkt kommt die Peitsche ins Spiel, wobei der US-Fiskus sie nicht einmal selbst schwingen muß. Denn ausländische Banken, die ein Qualified Intermediary Agreement abschließen, können ihren beschränkt steuerpflichtigen Kunden den Vorteil der reduzierten Quellensteuer bei voller Wahrung der Anonymität gewähren, während andere Banken, die die Kooperation verweigern, ihren Kunden nur renditegeminderte US-Wertpapiere oder den Umweg über die aufwendige Quellensteuererstattung mit zwangsweiser Offenlegung der Identität anbieten können. Die US-Finanzverwaltung baut also darauf, daß der Wett​bewerb zwischen den ausländischen Banken nach und nach dazu führen wird, daß alle Banken, die im Geschäft mit US-Wertpapieren bestehen wollen, als qualified intermediary mit der US-Finanzverwaltung kooperieren werden. Dadurch werden zugleich die Aus​weichmöglichkeiten von in den USA unbeschränkt Steuerpflichtigen beschnitten, so daß die US-Steuerflüchtlinge entweder ihre Anonymität aufgeben müssen oder wenigstens ohne Ausnahme der ungemilderten Quellensteuer in Höhe von 31 % auf den Bruttobetrag unterliegen (backup withholding).

IV. Einzelheiten der Regelung

Die neuen Regeln sind also insofern vorteilhaft, daß deutsche Anleger die Abkom​mensvergünstigungen in Anspruch nehmen können, ohne lästige Anträge stellen und ihre Identität dem US-Fiskus gegenüber preisgeben zu müssen. Da die deutsche Finanzverwaltung die Kontoinformationen weiterhin nur unter den eingeschränkten Voraussetzungen des § 30a AO verwerten darf, führt der Abschluß eines Qualified Intermediary Agreement (QIA) zwischen der Bank und der US-Finanzverwaltung nicht zu einer Verschlechterung des Bankgeheimnisses für deutsche Bankkunden. Im Gegenzug muß sich die Bank jedoch weitgehenden Verpflichtungen unterwerfen (1.), und bei bestimmten Gesellschafts- und Treuhandformen greifen die Erleichterungen nicht (2.).

1. Wesentlicher Inhalt des QIA

Durch Abschluß des QIA - dessen wesentlicher Inhalt nicht verhandelbar ist - verpflichtet sich die ausländische Bank gegenüber dem U.S. Internal Revenue Service (IRS), genaue Informationen über ihre Kunden zusammenzustellen und dem jeweiligen withholding agent, der den Quellensteuerabzug für die den Kunden der Bank zufließenden Kapitaler​träge durchführt, bestimmte Angaben über diese Kunden zu machen, so daß der withhol​ding agent den Quellensteuerabzug in der korrekten Höhe durchführen kann. Dabei ist zwischen verschiedenen Kundengruppen (pools) und den aus dieser Einteilung folgenden Graden des Informationsaustauschs zu unterscheiden:

Handelt es sich bei den Kunden um ausländische natürliche Personen oder Kapitalgesell​schaften, die nicht ihrerseits als Mittelsperson (intermediary) für einen anderen Steuer​pflichtigen auftreten, genügt die Angabe des Ansässigkeitsstaates dieser Kundengruppe, damit der withholding agent den zutreffenden Quellensteuerabzug unter Berücksichtigung des einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommens durchführen kann; die einzelnen Mit​glieder des Kunden-Pools bleiben anonym. Dies bedeutet für deutsche Privatanleger, die Alleineigentümer der Wertpapiere sind und auf eigene Rechnung handeln, daß ihnen die Abkommensvergünstigungen ohne weiteres zustehen; insbesondere die Einreichung des Formulars W-8 ist nicht mehr erforderlich.

Erkennt der QI jedoch anhand der Kontounterlagen, daß es sich bei seinem Kunden um eine Mittelsperson/Bank handelt, die ihrerseits kein QIA mit dem IRS abgeschlossen hat (nonqualified intermediary - NQI), oder ist der ausländische Kunde nach Maßgabe des US-Steuerrechts als steuerlich transparentes Gebilde (flow-through entity) einzustufen (Perso​nengesellschaften, bestimmte Formen des Trusts), muß er dies dem withholding agent mitteilen. Erhält der withholding agent keine weiteren Informationen über die hinter dem NQI oder der flow-through entity stehenden Personen, muß er grundsätzlich das backup withholding in Höhe von 31 % durchführen. Dadurch kann es zur Überbesteuerung von deutschen Privatanlegern kommen, die US-Wertpapiere über eine Personengesellschaft (z.B. Vermögensverwaltungs-GbR) oder über einen Treuhänder halten. Hier bleibt nur der Ausweg, dem withholding agent - und damit dem IRS - die Identität der wirtschaftlich Be​rechtigten mitzuteilen (Einzelheiten s. u. 2.).

Die dritte Gruppe schließlich bilden die Kontoinhaber, die in den USA unbeschränkt steu​erpflichtig sind und damit das eigentliche Ziel der neuen Bestimmungen darstellen. Im Hinblick auf diese Kunden besteht eine umfassende Mitteilungspflicht gegenüber dem IRS, die der QI erfüllen muß, wenn er seinen bevorzugten Status nicht verlieren möchte. Der IRS erkennt aber für bereits bestehende Konten an, daß der QI durch gesetzliche oder vertragliche Bestimmungen über das Bankgeheimnis an der Offenlegung der Identität des US-Kunden gehindert sein kann. In diesen Fällen verzichtet der IRS auf die umfassende Mitteilung der Einkünfte, wenn der QI folgende Maßnahmen ergriffen hat:
 Zunächst muß der QI den US-Kontoinhaber auffordern, der Mitteilung seiner Daten inklusive Steuer​nummer an den IRS zuzustimmen oder unverzüglich selbst die entsprechenden Daten auf dem Formular W-9 dem IRS zu übermitteln. Da es sich dabei praktisch um eine Selbstan​zeige handelt, werden viele US-Steuerpflichtige nicht kooperieren. In diesem Fall muß der QI den US-Kontoinhaber um Einwilligung in den sofortigen Verkauf derjenigen Wertpa​piere bitten, die zu in den USA steuerpflichtigen Einkünften führen, was gleichbedeutend mit der Kontoauflösung ist.

Verweigert der US-Kontoinhaber die Zustimmung zum Verkauf der genannten Wertpa​piere und ist der QI nach dem für ihn geltenden Recht nicht zur einseitigen Kontoauflösung berechtigt, bleibt das Konto bestehen, doch der QI ist verpflichtet, den withholding agent zum backup withholding im Hinblick auf Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne anzu​weisen. Da private Veräußerungsgewinne (capital gains) in den USA unter bestimmten Voraussetzungen ermäßigt besteuert werden (capital gains tax rate von maximal 28 %) und das backup withholding in Höhe von 31 % auf den Veräußerungserlös keinen Abzug der Anschaffungskosten zuläßt, hat das backup withholding den Charakter einer Straf​steuer, die den US-Kontoinhaber zur Rückkehr in die Steuerehrlichkeit bewegen soll.

Im Ergebnis zwingt das QIA die ausländische Bank dazu, die Interessen ihrer US-amerika​nischen Kunden zu Gunsten ihrer anderen Kunden, die in den Genuß der Quellensteuerer​mäßigung bei voller Wahrung des Bankgeheimnisses kommen sollen, zu opfern. Die Ver​ärgerung der US-amerikanischen Kunden bzw. deren Verlust ist jedoch nicht die einzige Kröte, die der QI schlucken muß. Denn da das QIA der Bank umfangreiche Verhaltens-, Informations- und Dokumentationspflichten auferlegt, verursacht die Umsetzung der Ver​einbarung für das Bankpersonal einen enormen Arbeits- und Schulungsaufwand.
 Zudem ist das QIA in einer sehr technischen, mit Spezialbegriffen des US-Steuerrechts gespickten Sprache verfaßt, die die Hinzuziehung teurer amerikanischer Berater unerläßlich macht. Zusätzlich muß eine unabhängige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt werden, die der Bank bescheinigt, daß alle im QIA vorgesehenen Maßnahmen ordnungsgemäß imple​mentiert wurden; diese Prüfung ist in regelmäßigen Abständen zu wiederholen.

2. Besonderheiten bei Konten von Personengesellschaften und Vermögensverwaltern

Abschließend sollen noch kurz die Besonderheiten dargestellt werden, die für solche Kon​ten gelten, deren Inhaber ein steuerlich transparentes Gebilde (Personengesellschaft, Trust) oder ein nonqualified intermediary (Treuhänder, Börsenmakler, verdeckter Stellvertreter) ist. Konten dieser Art darf der QI nicht in das anonyme Quellensteuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige einbeziehen, da sich hinter der ausländischen Person ein US-Steuerpflichtiger verbergen könnte. Der QI muß stattdessen den Kontoinhaber auffordern, umfassende Angaben über den oder die „mittelbaren Kontoinhaber“ (indirect account hol​ders) zu machen. Dabei ist zwingend das Formular W-8BEN zu verwenden, aus dem sich die Namen, Anschriften und Beteiligungsquoten der mittelbaren Kontoinhaber ergeben. Da das ausgefüllte Formular an den IRS weitergereicht wird, ist die Anonymität dieser Steuer​pflichtigen nicht gewahrt; über einen etwaigen Informationsaustausch zwischen IRS und der deutschen Finanzverwaltung können die Angaben über die US-Quelleneinkünfte für die Besteuerung im Inland und schlimmstenfalls auch für ein Steuerstrafverfahren verwen​det werden.

Erhält der QI die vom Kontoinhaber angeforderten Informationen nicht, so greifen fol​gende Vermutungsregeln:

· Bei Kapitalerträgen in Form von Zinsen und Dividenden, die an einen ausländischen Inhaber eines im Ausland geführten Kontos gezahlt werden, darf der QI unterstellen, daß es sich um eine beschränkt steuerpflichtige Person handelt. Dementsprechend greift der Quellensteuerabzug in Höhe von 30 %, wobei Abkommensvergünstigungen allerdings nicht anwendbar sind. In allen anderen Fällen (US-Steuerpflichtiger als Kontoinhaber oder Zahlung auf in den USA geführtes Konto) greift das backup withholding in Höhe von 31 %.

· Erlöse aus dem Verkauf von US-Wertpapieren (broker proceeds), die im Ausland an ein im Ausland geführtes Konto ausgezahlt werden, gelten als von einem Empfänger bezogen, der nicht dem backup withholding unterliegt, d.h. es findet kein Quellen​steuerabzug - auch nicht in Höhe von 30 % - statt. Dies entspricht dem Umfang der be​schränkten Steuerpflicht bei Steuerausländern, die private Veräußerungsgeschäfte mit US-Wertpapieren nicht erfaßt. Bei Auszahlungen im Inland oder Zahlungen an ein in​ländisches Konto wird umgekehrt vermutet, daß der Veräußerungsgewinn von einem unbeschränkt Steuerpflichtigen erzielt wurde, so daß das backup withholding in Höhe von 31 % durchzuführen ist 

Diese - stark vereinfacht dargestellten - Regeln für Personengesellschaften und Vermö​gensverwalter werden dazu führen, daß diejenigen mittelbaren Kontoinhaber, die Abkom​mensvergünstigungen in Anspruch nehmen könnten, aber ihre Identität nicht preisgeben wollen, in Zukunft der ungemilderten Quellensteuer von 30 % und bei Führung eines Kontos in den USA auch dem umfassenden backup withholding auf alle Einkünfte in Höhe von 31 % auf die Kapitalerträge bzw. den Veräußerungserlös unterliegen. 

Der Ausweg könnte darin liegen, die von einer Personengesellschaft oder einem Treuhän​der gehaltenen Konten - gegebenenfalls quotal zu Miteigentum - auf die mittelbaren Kon​toinhaber zu übertragen, so daß sie von der Bank in den anonymen Kunden-Pool über​nommen werden können. Falls die Kontenübertragung nicht praktikabel oder nicht ge​wünscht ist, sollte eine Umstrukturierung des Depotbestands erwogen werden.

V. Zusammenfassung

Die neuen Bestimmungen zum US-Quellensteuerabzug geben ausländischen Banken die Möglichkeit, mit der US-Finanzverwaltung eine Vereinbarung abzuschließen (Qualified Intermediary Agreement), durch die die ausländischen Kunden der Bank in den Genuß der jeweiligen Abkommensvergünstigungen für Dividenden, Zinsen und Veräußerungsge​winne kommen, ohne daß sie entsprechende Anträge bei der US-Finanzverwaltung stellen und ihre Identität offenlegen müssen.

Eine als qualified intermediary anerkannte ausländische Bank muß sich jedoch verpflich​ten, das Bankgeheimnis für in den USA unbeschränkt steuerpflichtige Kontoinhaber auf​zuheben oder zumindest das sog. backup withholding zu ermöglichen.

Im Ausland ansässige Personengesellschaften und Vermögensverwalter, die ein Konto bei einer als qualified intermediary anerkannten Bank unterhalten, sind von der anonymen Quellensteuerermäßigung ausgeschlossen. Abkommensvergünstigungen dürfen nur noch unter Offenlegung der wirtschaftlich berechtigten Personen geltend gemacht werden.

Rechtsanwalt Dr. Reimar Pinkernell (LL.M.)

� Dabei handelt es sich um die endgültige Fassung der Einkommensteuerrichtlinien zu § 1441 des Internal Revenue Code (IRC) und ergänzende Erlasse, insbesondere Regulations § 1.1441-1(e)(5), Revenue Proce�dure 2000-12, Announcement 2000-48, Notice 2001-4 und eine Liste der Länder, deren know your customer rules von der US-Finanzverwaltung anerkannt werden. Sämtliche Dokumente stehen auf der Homepage der US-Finanzverwaltung (Internal Revenue Service - IRS) unter den Adressen http://www.irs.ustreas.gov/prod/tax_regs/regslist9.html (Regulations) und http://www.irs.ustreas.gov/prod/bus_info/qi/index.html (übrige Dokumente) zum Download bereit.


� Vgl. dazu die Überblicke von Shay/Morse/Peters, Tax Management International Journal 2000, 403 ff., und Baker & McKenzie, Private Banking Newsletter, Ausgabe April 2000, 1 ff.


� IRC §§ 871(a), 881(a).


� Unter bestimmten Voraussetzungen fallen Teilbeträge der Ausschüttung unter dieselbe Einkunftsart, die auf der Ebene des Fonds verwirklicht wurde (z.B. langfristige Veräußerungsgewinne), und werden nach den dafür geltenden Vorschriften besteuert. Ähnliche Regeln zur steuerlichen Transparenz eines Investmentfonds finden sich auch im deutschen deutschen Recht (§ 40 Abs. 1 KAGG).


� Debatin/Wassermeyer/Wolff, Art. 10 DBA-USA Rz. 107 f. Die Besteuerung in Deutschland richtet sich nach §§ 17 ff. AuslInvestmG. Danach ist zunächst zwischen registrierten und nicht registrierten ausländi�schen Fonds zu unterscheiden. Bei registrierten Fonds (§ 17 AuslInvestmG) erzielt der Anteilsinhaber Ein�künfte i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG, die sich aus den (tatsächlichen) Auschüttungen, den „ausschüttungs�gleichen Erträgen“ (=Anteil an den thesaurierten Erträgen des Fonds) und etwaigen Zwischengewinnen, die beiVeräußerung der Anteile entstehen, zusammensetzen. Soweit die Einnahmen auf nicht unter § 23 EStG fallende Veräußerungsgewinne des Fonds entfallen, sind sie steuerfrei. Die steuerpflichtigen Einkünfte un�terliegen einer Kapitalertragsteuer i.H.v. 30 % (§ 18a AuslInvestmG), die US-Quellensteuer ist grundsätzlich anrechenbar (§ 19 AuslInvestmG). Die Besteuerung der Anteilsinhaber nicht registrierter Fonds richtet sich danach, ob der ausländische Fonds die Zusammensetzung seiner Erträge nachweist und einen Vertreter im Inland bestellt hat (§ 18 AuslInvestmG). Ist dies der Fall, bestehen die Einkünfte des inländischen Anteilsin�habers aus den (tatsächlichen) Ausschüttungen, den „als ausgeschüttet zu behandelnden Erträgen“ (=Anteil an den thesaurierten Erträgen des Fonds) und etwaigen Zwischengewinnen; eine Steuerbefreiung für diejeni�gen Einkünftebestandteile, die auf nicht nach § 23 EStG steuerpflichtige Veräußerungsgewinne des Fonds zurückzuführen sind, wird nicht gewährt. Die Einkünfte fallen unter § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG und lösen Kapi�talertragsteuer i.H.v. 30 % aus (§ 18a AuslInvestmG), US-Quellensteuer ist grundsätzlich anrechenbar (§ 19 AuslInvestmG). Bei nicht registrierten Fonds findet gem. § 18 Abs. 3 AuslInvestmG eine pauschalierende „Strafbesteuerung“ in der Weise statt, daß nicht nur tatsächliche Ausschüttungen als Einkünfte i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG erfaßt werden, sondern auch 90 % der während des Kalenderjahrs eingetretenen Kursstei�gerung bzw. Erhöhung des Rücknahmepreises, mindestens aber 10 % des Börsenkurses/Rücknahmepreises zum Ende des Kalenderjahrs. Bei Veräußerung bzw. Rücknahme des Fondsanteils sind 20 % des Entgelts steuerpflichtig (weitere Informationen hat das Bundesamt für Finanzen unter der Internet-Adresse http://www.bff-online.de/Fonds/index.html zusammengestellt). Anzumerken ist noch, daß steuerpflichtige Kapitalerträge i.S.d. §§ 17, 18 AuslInvestmG zwar als Ausschüttungen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG behan�delt werden, aber nicht unter das neue Halbeinkünfteverfahren fallen (vgl. dazu Schaum�burg/Rödder/Schumacher, Unternehmenssteuerreform 2001, München 2000, S. 771 f.).


� IRC §§ 871(h), 881(c).


� Debatin/Wassermeyer/Wolff, Art. 11 DBA-USA Rz. 42.


� Obwohl die Anteile an einer US-Gesellschaft bestehen bzw. sich die Kapitalforderung gegen einen US-Schuldner richtet, stammen die Einkünfte aus US-amerikanischer Sicht nicht aus inländischen Quellen, IRC § 865(a), (g).


� Foreign Investment in Real Property Tax Act, IRC § 897.


� IRC § 897(c)(3). Anders verhält sich dagegen bei direkten Investitionen in US-Kapitalgesellschaften und Unternehmensverkäufen im Wege des share deal. Da sich die USA das Besteuerungsrecht auf den Anteils�verkauf ausdrücklich im DBA-USA vorbehalten haben (Art. 13 Abs. 2 i.V.m. Nr. 13 des Protokolls), kann die Beendigung oder Umstrukturierung der US-Investition mit einer hohen Steuerbelastung verbunden sein.


� IRC §§ 1441, 1442.


� IRC § 1461.


� Bei US-amerikanischen Zahlungsempfängern muß der withholding agent zunächst die Angabe der Steuer�nummer (taxpayer identification number - TIN) verlangen. Wird eine gültige Steuernummer angegeben, unterbleibt der Quellensteuerabzug, denn die Besteuerung der Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne ist durch den umfassenden Austausch von Kontrollmitteilungen zwischen dem Betriebsfinanzamt des withhol�ding agent und dem Wohnsitzfinanzamt des amerikanischen Steuerpflichtigen sichergestellt (IRC §§ 6041 ff. verpflichten Unternehmen, Kapitalgesellschaften und Börsenmakler zur Meldung des Zahlungsempfängers mit Namen und Adresse). Erhält der withholding agent keine Steuernummer, so greift das backup withhol�ding in Höhe von 31 % des Auszahlungsbetrags (IRC § 3406(a)).


� Die amerkanische Finanzverwaltung hat sogar bereits Vereinbarungen mit luxem�burgischen und schweizerischen Banken geschlossen, die bislang unter Berufung auf das Bankgeheimnis die Mitwirkung an Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerflucht strikt abgelehnt hatten (Handelsblatt v. 30.10.2000, S. 8, und v. 28.11.2000, S. 4).


� Das Formular W-8BEN (Certificate of Foreign Status of Beneficial Owner for United States Tax Withhol�ding) ersetzt das Formular W-8; in der Vergangenheit eingereichte W-8-Formulare sind nur noch für eine Übergangszeit gültig.


� Eine Mustervereinbarung ist als Teil von Rev. Proc. 2000-12 veröffentlicht, http://www.irs.ustreas.gov/prod/bus_info/qi/index.html.


� Mustervereinbarung § 6.03 A.


� Mustervereinbarung § 6.04; ausführliche Darstellung bei Shay/Morse/Peters, Tax Management Internatio�nal Journal 2000, 403, 411 f.


� Ein lukrativer Markt, den die großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und kleine Spezialanbieter wie z.B. http://www.cbtmaster.org bereits für sich entdeckt haben.


� Mustervereinbarung §§ 5.07, 5.13.
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